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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
– Drucksache 14/7151 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Sicherung der
Energieversorgung bei Gefährdung oder Störung der Einfuhren von Erdöl,
Erdölerzeugnissen oder Erdgas

A. Problem
Sicherung der deutschen Energieversorgung in Krisenfällen.
Anwendbarkeit des Energiesicherungsgesetzes auch bei Störungen, deren Ursa-
chen im Inland liegen.

B. Lösung
Ablehnung des Gesetzentwurfs der Fraktion der FDP.
Mehrheitliche Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktio-
nen CDU/CSU und FDP

C. Alternativen
Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte
Keine
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,
den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP – Drucksache 14/7151 – abzulehnen.

Berlin, den 12. Dezember 2001

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Dr. Heinz Riesenhuber
Vorsitzender

Volker Jung (Düsseldorf)
Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Volker Jung (Düsseldorf)

I.

Der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP – Drucksache
14/7151 – wurde in der 199. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 9. November 2001 an den Ausschuss für Wirt-
schaft und Technologie zur federführenden Beratung sowie
zur Mitberatung an den Innenausschuss, den Ausschuss für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen und den Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit überwiesen.

II.

Über die Gesetzesänderung soll die Anwendbarkeit des
Energiesicherungsgesetzes erweitert werden. Die Terroran-
schläge von New York und Washington haben gezeigt, dass
Störungen der Energieversorgung nicht ausgeschlossen
werden können, deren Ursachen im Inland liegen. Um auch
für diesen Fall die Anwendbarkeit des Energiesicherungsge-
setzes zu ermöglichen, soll die Einschränkung auf Import-
störungen aufgehoben werden.

III.

Der Innenausschuss hat die Vorlage in seiner 79. Sitzung
am 12. Dezember 2001 beraten und mit den Stimmen der
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen

die Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, FDP und PDS
empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen.
Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
hat die Vorlage in seiner 73. Sitzung am 12. Dezember 2001
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen
der Fraktionen CDU/CSU und FDP empfohlen, den Gesetz-
entwurf abzulehnen.
Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat die Vorlage in seiner 72. Sitzung am 12. De-
zember 2001 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen
der Fraktionen CDU/CSU und FDP bei Abwesenheit der
Fraktion der PDS empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen.

IV.
Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den
Gesetzentwurf in seiner 70. Sitzung am 12. Dezember 2001
beraten.
Er beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen
der Fraktionen CDU/CSU und FDP, dem Deutschen Bun-
destag die Ablehnung des Gesetzentwurfs – Drucksache
14/7151 – zu empfehlen.

Berlin, den 12. Dezember 2001

Volker Jung (Düsseldorf)
Berichterstatter
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